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Einleitung 

I. Koordinierungsbedarf im europäischen Mehrebenensystem 

Die andauernde Verschuldungskrise einiger Euro-Mitgliedstaaten verdeut-
licht, dass eine Währungsunion nicht ohne Abstimmung und Koordinie-
rung in wirtschafts-, beschäftigungs- und sozialpolitischen Politikfeldern 
gelingen kann. Die rechtlich sehr unterschiedliche Kompetenzverteilung 
zwischen EU und Mitgliedstaaten in inhaltlich eng verwandten Politikfel-
dern löst einen Koordinierungsbedarf aus, der mit den bestehenden rechtli-
chen Handlungsformen nur unzureichend ausgefüllt werden kann. So ver-
fügt die EU auf der einen Seite über ausschließliche Zuständigkeiten in der 
Währungspolitik für die an der Währungsunion teilnehmenden Mitglied-
staaten, belässt aber andererseits die Wirtschafts-, Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik inhaltlich auf der Ebene der Mitgliedstaaten.1 Es entsteht ein 
Abstimmungsbedarf zwischen europäischer und nationaler Ebene, der um-
so deutlicher hervortritt, je stärker sich der europäische Integrationsprozess 
vertieft.2 

Die EU hat den wachsenden Koordinierungsbedarf in den vergangenen 
Jahrzehnten zwar erkannt und die Koordinierungsinstrumente seit dem En-
de der 1990er Jahre ausgebaut, hierbei aber fast ausschließlich auf Instru-
mente politischer Koordinierung ohne Rechtsverbindlichkeit zurückgegrif-
fen. So wurde mit dem Vertrag von Maastricht die bereits im 
EWG-Vertrag von 1957 in Art. 105 EWGV3 (Art. 103 EGV Einheitliche 
Europäische Akte) angelegte Bestimmung zur Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten zu einem Verfahren der multilateralen 
Überwachung ausgebaut.4 Im Jahr 1997 folgten die Konkretisierung und 

                                                 
1 Benz, PVS 39 (1998), 558 (561 ff.); Dyson, in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch (Hrsg.), Euro-

päische Integration, 2003, S. 449 (456 f.); Grande, in: ders./Jachtenfuchs (Hrsg.), Wie prob-
lemlösungsfähig ist die EU?, 2000, S. 11 (12, 17). 

2 Everling, Koordinierung der Wirtschaftspolitik, 1964, S. 8; Heidenreich, in: ders. 
(Hrsg.), Die Europäisierung sozialer Ungleichheit, 2006, S. 7. 

3 Art. 105 EWGV entspricht dem bis zum Vertrag von Maastricht gültigen Art. 103 EGV 
a. F. 

4 Fischer, Die Entwicklung des Europäischen Vertragsrechts, 2005, S. 265 ff.; zur Frage 
der Erweiterung der wirtschaftspolitischen Abstimmung im Zuge der Wirtschaftskrise siehe: 
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Verschränkung der Koordinierung der Wirtschaftspolitik mit dem Stabili-
täts- und Wachstumspakt sowie die Einführung des Verfahrens zur Koor-
dinierung der Beschäftigungspolitik i. S. d. Art. 148 AEUV (ex Art. 128 
EGV). Im Jahr 2000 wurde die Lissabon-Strategie verabschiedet und hier-
mit zugleich das außervertraglich entwickelte Instrument der Offenen Me-
thode der Koordinierung (OMK)5 eingeführt, welches in den Folgejahren 
auf verschiedene Politikfelder der Sozialpolitik ausgedehnt wurde, wie 
insbesondere auf Bereiche der sozialen Eingliederung, der Gesundheits- 
oder Rentenpolitik. 

Mit dieser durch die Lissabon-Strategie6 vorangetriebenen Erweiterung 
der Anwendungsfelder der Koordinierungsverfahren hat die EU die „Wen-
de zum Regieren“7 vollzogen und das ursprüngliche Verständnis europäi-
scher Integration i. S. einer „Integration durch Recht“8 und „die Idee einer 
rechtlich vermittelten und durch Recht kontrollierten Legitimität des Re-
gierens“9 scheinbar durch die Heranziehung weicher Instrumente der Poli-
tiksteuerung abgelöst. Im Zentrum der genannten Koordinierungsinstru-
mente steht nicht die Setzung verbindlichen europäischen Rechts, sondern 
ein Verfahren der multilateralen Überwachung. In Politikbereichen, in de-
nen die Union über keine bzw. lediglich schwach ausgeprägte regulative 
Befugnisse verfügt, aber gleichzeitig ein Bedürfnis nach Politikabstim-
mung besteht, werden über das Verfahren multilateraler Überwachung ge-

                                                 
Zehnpfund/Sinn, Überwachungs- und Sanktionsmechanismen der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion, Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, 2010, S. 13 ff. 

5 Die Offene Methode der Koordinierung (OMK) wurde durch den Europäischen Rat von 
Lissabon 2000 eingeführt und seitdem auf zahlreiche Gebiete der Sozialpolitik ausgedehnt, 
siehe: Europäischer Rat, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Lissabon, 23./24.3.2000, Rn. 7 
und 37, abrufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/ 
ec/00100-r1.d0.htm (10.05.2013). 

6 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Lissabon, 23./24.3.2000, Rn. 5, ab-
rufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/ec/00100-
r1.d0.htm (10.05.2013). 

7 Joerges/Everson, in: ders./Stråth/Wagner (Hrsg.), Economy as a Polity, 2005, S. 159. 
8 „Integration through Law“ war der Titel eines amerikanische und europäische Erfahrun-

gen untersuchenden Projekts am Europäischen Hochschulinstitut in Florenz Anfang der 
1980er Jahre unter Leitung von Mauro Cappelletti, Monica Seccombe und Joseph Weiler, 
siehe hierzu: Weiler, YEL 1 (1981), 257; Cappelletti/Seccombe/Weiler, Integration through 
Law, 1985, S. 1 ff.; zur Konzeption der EU als Rechtsgemeinschaft siehe die Rechtsprechung 
des EuGH: EuGH, Urt. v. 23.11.1986, Rs. 294/83, Parti écologiste ‚Les Verts‘/Europäisches 
Parlament, Slg. 1986, 1339 (Rn. 23); ebenso das Europäische Gericht erster Instanz: EuG, 
Urt. v. 26.2.2002, Rs. T-17/00, Rothley u. a./Europäisches Parlament, Slg. 2000, II-2085 (Rn. 
54); grundlegend: Constantinesco, Das Recht der Europäischen Gemeinschaften I, 1977, S. 
640 ff.; Hallstein, Der unvollendete Bundesstaat, 1969, S. 33 ff.; Hallstein, Die Europäische 
Gemeinschaft, 1979, S. 53 ff.; siehe auch: Mayer, in: Schuppert/Pernice/Haltern (Hrsg.), Eu-
ropawissenschaft, 2005, S. 429 (430 ff.). 

9 Joerges, in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch (Hrsg.), Europäische Integration, 2. Aufl., 2003, 
S. 183 (210). 
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meinsame Handlungsziele und Leitlinien auf europäischer Ebene formu-
liert, an denen sich nationales Handeln ausrichten soll und deren Einhal-
tung durch peer-review-Prozesse und den hierdurch ausgelösten Wettbe-
werbsdruck erreicht werden soll. Die Koordinierungsverfahren sind damit 
– mit Ausnahme des erweiterten Stabilitäts- und Wachstumspakts – inhalt-
lich für die Mitgliedstaaten nicht rechtlich verbindlich und folglich sankti-
onslos. 

Die Koordinierungsverfahren verfügen nur teilweise über eine aus-
drückliche vertragliche Ermächtigung. Während die Instrumente der Koor-
dinierung der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik durch ihre vertragli-
che Verankerung eine gewisse rechtliche Rückbindung erhalten haben und 
der Stabilitäts- und Wachstumspakt im Sekundärrecht konkretisiert wurde, 
ist die OMK das Ergebnis einer durch den Rat angestoßenen und durch den 
Europäischen Rat von Lissabon 2000 bestätigten Etablierung einer wei-
chen Form der Politiksteuerung außerhalb der regulativen Kompetenzord-
nung der Verträge. Die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von 
Lissabon im Jahr 200010 erwähnen das Instrument der Offenen Methode 
der Koordinierung zwar als eigenständiges Handlungsinstrument der EU, 
im Text des Vertrags ist es jedoch auch nach dem Vertrag von Lissabon 
nicht ausdrücklich verankert.11 Seit der Halbzeitbilanz der Lissabon-
Strategie im Jahr 200512 und der Nachfolgestrategie Europa 202013 hat die 
OMK zudem weiter an Transparenz verloren. Der Europäische Rat nahm 
bei der Verabschiedung der Europa-2020-Strategie ausdrücklich nur noch 
auf die Koordinierung der Wirtschaftspolitik als eigenständiges Instrument 
Bezug, nicht jedoch auf Koordinierungsprozesse der Offenen Methode der 
Koordinierung und deren Anwendung in sozialen Politikfeldern. Der poli-
tische Fokus liegt auf der Koordinierung der Wirtschafts- und Währungs-
politik,14 obgleich die im Rahmen der Verschuldungskrise einiger Mit-

                                                 
10 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Lissabon, 23./24.3.2000, Rn. 5, 

abrufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/de/ec/00100 
-r1.d0.htm (10.05.2013). 

11 Kotzur, in: Geiger/Khan/ders. (Hrsg.), EUV/AEUV-Kommentar, 5. Aufl., 2010, Art. 6 
AEUV Rn. 2; siehe auch: BVerfG, Urt. v. 30.6.2009, BVerfGE 123, 267 Rn. 303. 

12 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Brüssel, 22./23.3.2005, S. 14, ab-
rufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/ec/843 
35.pdf  (10.05.2013). 

13 Europäischer Rat, Schlussfolgerungen, Brüssel, 17.6.2010, S. 2 und 5, abrufbar unter: 
http://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/en/ec/115346.pdf (10.05. 
2013). 

14 Siehe hierzu Kapitel 1 m. w. N. Dieser politische Fokus wird durch die zahlreichen 
Maßnahmen und Treffen der Staats- und Regierungschefs deutlich: März bis Mai 2010 Ein-
führung der Strategie Europa 2020 mit Verankerung des sog. Europäischen Semesters; Juni 
2010 Verabschiedung des EFSF-Rahmenvertrags; März 2011 „Euro-Plus-Pakte des Europäi-
schen Rates“; März 2011 Vereinfachtes Änderungsverfahren nach Art. 48 Abs. 6 EUV zur 



4 Einleitung 

gliedstaaten deutlich gewordenen sozioökonomischen Disparitäten den 
Abstimmungsbedarf gerade in Fragen der Beschäftigungs- und Sozialpoli-
tik erneut sehr deutlich gemacht haben.  

II. Diskussionsstand und -defizite 

Die europäische Wende zu neuen Formen des Regierens (new modes of 
governance) hat in der Politikwissenschaft eine kaum zu überblickende 
Forschungsaktivität ausgelöst,15 wohingegen die Rechtswissenschaft nach 
wie vor mit Zurückhaltung reagiert und deutlich weniger Arbeiten auf die-
sem Gebiet existieren.16 Dies erscheint vor dem Hintergrund der Logik 
dieser Wissenschaftsdisziplin zwar verständlich, jedoch muss auch die 
Rechtswissenschaft, will sie ein Ablösen des Regierens vom Recht nicht 
akzeptieren, neue, unverbindliche Handlungsinstrumente behandeln und 

                                                 
Einfügung eines neuen Absatzes 3 in Art. 136 AEUV; November 2011 Novellierung des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts („Six Pack“); März 2012 Billigung des Fiskalpakts (Treaty on 
Stability, Coordination and Governance in the Economic Monetary Union). 

15 So weist die Literaturliste der Universität Mannheim (GOVLit) im Oktober 2012 über 
3000 Beiträge auf, vorwiegend politik- und sozialwissenschaftlicher Natur: http://www.mzes. 
uni-mannheim.de/projekte/typo3/site/index.php?id=329 (10.05.2013). 

16 Zur Governance-Forschung im Allgemeinen siehe vor allem: Franzius, VerwArch 97 
(2006), 186 (186 f.); Möllers, CMLRev 43 (2006), 313; Schuppert, in: ders. (Hrsg.), Gover-
nance-Forschung, 2. Aufl., 2006, S. 371; Trute/Denkhaus/Kühlers, Die Verwaltung 37 
(2004), 451; grundlegend für eine rechtliche Analyse von Governance-Strukturen auf allen 
Entscheidungsebenen: von Bogdandy/Dann/Goldmann, in: von Bogdandy/Wolfrum/von 
Bernstorff u. a. (Hrsg.), The Exercise of Public Authority by International Institutional Law, 
2010, S. 1 ff.; von Bogdandy/Goldmann, International Organizations Law Review 5 (2009), 
241 ff.; zu Fragen der Legitimation und Legitimität neuer governance-Formen im Europäi-
schen Verwaltungsverbund: Peuker, Bürokratie und Demokratie in Europa, 2011, S. 4 ff.; 
hinsichtlich des Instruments der Koordinierung konzentrieren sich die meisten juristischen 
Auseinandersetzungen auf die Koordinierung der Beschäftigungspolitik: Mestmäcker, in: 
Basedow/Hopt/Kötz (Hrsg.), FS für Drobnig, 1998, S. 81 (81 ff.); Roth, in: Bergmann/Lenz 
(Hrsg.), Amsterdamer Vertrag, 1998, S. 73 (89); Steinle, Beschäftigungspolitik, 2001, S. 
10 ff.; teilweise erfolgt auch eine Einbeziehung der OMK zur sozialen Eingliederung, siehe 
hier insbes. Eichenhofer, Sozialrecht der Europäischen Union, 4. Aufl., 2010, S. 286 ff.; eine 
stärkere juristische Auseinandersetzung mit der OMK vollzieht sich im angloamerikanischen 
Rechtsraum, siehe hierzu: de Búrca/Scott, in: dies. (Hrsg.), Law and New Governance, 2006, 
S. 1 ff.; Trubek/Trubek, ELJ 11 (2005), S. 343 ff.; siehe jüngst auch: Dawson, New Gover-
nance and the Transformation of European Law – Coordinating EU Social Law and Policy 
2011, S. 69 ff.; einzelne Dissertationen im deutschsprachigen Raum widmen sich der Ent-
wicklung und Analyse der Stärken und Schwächen des Instruments der Koordinierung: Feld-
mann, Die Offene Koordinierung im EU-Rechtssystem, 2009, S. 264 ff.; Höchstetter, Die 
OMK in der EU, 2007, S. 216 ff.; zur historischen Entwicklung, siehe: Göbel, Von der Kon-
vergenzstrategie zur offenen Methode der Koordinierung, 2002, S. 17 ff. 
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mit normativen Geltungsansprüchen in Verbindung bringen.17 Im Rahmen 
dieser Arbeit soll eine rechtliche Behandlung der Koordinierungsverfahren 
erfolgen sowie Anknüpfungspunkte für eine rechtliche Rückanbindung 
dieser Handlungsinstrumente erarbeitet werden. 

III. Koordinierung als Ausübung öffentlicher Gewalt 

Der das nationale öffentliche Recht kennzeichnende Gleichlauf von Legi-
timationsstruktur und Rechtsverbindlichkeit lässt eine dogmatische Erfas-
sung unverbindlicher Instrumente oftmals außen vor, da Legalitäts- sowie 
Legitimitätsanforderungen für unverbindliche Handlungsformen mangels 
Rechtswirkungen entbehrlich erscheinen. Im Rahmen dieser Arbeit soll 
aufgezeigt werden, dass dieser Schluss zu kurz greift und es durchaus 
dogmatische Konzepte des öffentlichen Rechts gibt, die sich für die Erfas-
sung der Verfahren der Koordinierung eignen. 

Anknüpfungspunkte für eine Erfassung bilden das Kompetenzkonzept 
und der für dieses Konzept zentrale Begriff der Ausübung öffentlicher 
Gewalt. Der Kompetenzbegriff knüpft an den Begriff der Ausübung öffent-
licher Gewalt18 an. Letztere erschöpft sich gerade nicht im rechtsverbindli-
chen Handeln.19 Der Begriff der Ausübung öffentlicher Gewalt20 erfasst 
jede Handlung hoheitlicher Akteure, soweit sich diese innerhalb ihrer Zu-
ständigkeiten bewegen, die Handlung in Zusammenhang mit der Ausübung 
ihrer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit steht und zudem öffentlich finanziert 
ist.21 Dieser Begriff erlaubt es in einem ersten Schritt sowohl die vertrag-

                                                 
17 Joerges, in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch (Hrsg.), Europäische Integration, 2. Aufl., 2003, 

S. 183 (185). 
18 Für den Bereich der OECD an den Begriff der Ausübung öffentlicher Gewalt zur Über-

arbeitung der Handlungsformenlehre anknüpfend: Goldmann, Holding Governments Accoun-
table through Information: Multilevel Education Assessments by Private and Public Instituti-
ons, Vortrag im Rahmen der Konferenz „Global Administrative Law“, 2006, Viterbo, S. 1 ff. 

19 Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl., 2004, S. 18 ff. 
20 Für den Bereich der OECD in diesem Sinne siehe auch: Goldmann, Holding Govern-

ments Accountable through Information: Multilevel Education Assessments by Private and 
Public Institutions, Vortrag im Rahmen der Konferenz „Global Administrative Law“, 2006, 
Viterbo, S. 1 ff. 

21 Vgl. die zumindest teilweise so verwendeten Definitionen im nationalen Verwaltungs-
recht z. B. für Italien unter dem Begriff der „attività amminstrativa e funzioni amministrati-
ve“: Mattarella, in: Cassese (Hrsg.), Trattato di diritto amministrativo – Diritto administrativo 
generale I, 2000, S. 629 ff.; für Deutschland siehe bspw. unter Verwendung des Begriffs der 
öffentlichen Angelegeheiten und der Ausübung öffentlicher Gewalt durch die Verwaltung: 
Wolff/Bachhof/Stober, Verwaltungsrecht I, 10. Aufl., 1994, S. 28 ff.; allgemeiner unter dem 
Begriff der Handlungsformen der Verwaltung siehe: Remmert, in: Erichsen/Ehlers (Hrsg.), 
Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl., 2010, S. 585 (590 f.); für Frankreich siehe die zent-
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lich verankerten oder sekundärrechtlich ausgestalteten Koordinierungsver-
fahren als auch die außervertraglich entwickelte OMK zu erfassen und zu 
charakterisieren. 

Unter Zugrundelegung des Begriffs der Ausübung öffentlicher Gewalt 
kann sich auch das Kompetenzkonzept als ein für die Erfassung weicher 
Formen der Politiksteuerung anschlussfähiges Konzept erweisen. Die 
Kompetenzen der EU werden durch die vertraglich verankerten Koordinie-
rungsverfahren sowie die außervertragliche Fortentwicklung der Koordi-
nierung in Form der OMK zwar nicht überschritten,22 so doch aber in ihrer 
grundsätzlichen Tendenz modifiziert. Die ursprünglich alleinige Entschei-
dungszuständigkeit der Mitgliedstaaten in den Bereichen der Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Sozialpolitik verlagert sich, wenn auch nicht i. S. ei-
nes gesetzgeberischen Kompetenzverlustes, so doch aber hinsichtlich der 
zeitlich-organisatorischen Gestaltungsfreiheit auf die europäische Ebene, 
ohne dass sich diese Verschiebung für die OMK im Vertragstext unmittel-
bar nachvollziehen lässt. Die Differenzierung zwischen rechtlich verbind-
lichen und unverbindlichen Instrumenten kann, sofern sie sich überhaupt 
eindeutig vornehmen lässt, durchaus Auswirkungen auf das Ausmaß und 
die Anforderungen an eine kompetenzrechtliche Ermächtigungsnorm ha-
ben, jedoch bedarf auch ein nicht regulatives und rechtlich unverbindliches 
Handelns der EU einer gewissen vertraglichen Rückanbindung. Andern-
falls würde gerade über die Heranziehung nicht regulativer Handlungsfor-
men das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung unterlaufen. Ange-
sichts der hohen Anzahl der OMK-Prozesse und der jedenfalls potentiellen 
oder mittelbaren Wirkungen für den Einzelnen in sozialen Politikfeldern 
bedarf es einer ausdrücklichen Verankerung der Verfahren der Koordinie-
rung im Vertragstext23 i. S. einer eigenständigen prozeduralen Kategorie. 

IV. Gang der Darstellung 

Die rechtliche Analyse der Koordinierungsverfahren und Suche nach An-
knüpfungspunkten für eine rechtliche Rückanbindung soll in vier Schritten 
erfolgen:  

                                                 
ralen Begrifflichkeiten „puissance publique“ und „service public“ sowie „travail public“: 
Chapus, Droit administratif général I, 15. Aufl., 2001, S. 5 und insbes. 469 ff. 

22 Ebenso eine formale Kompetenzüberschreitung ablehnend: Feldmann, Die Offene Ko-
ordinierung im EU-Rechtssystem, 2009, S. 102. 

23 Diese Forderung nach einer ausdrücklichen Verankerung findet sich auch bei: Feld-
mann, Die Offene Koordinierung im EU-Rechtssystem, 2009, S. 316 ff. sowie bereits frühzei-
tig bei Göbel, der eine möglichst enge Anlehnung an die vertraglichen Bestimmungen der 
Koordinierung der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik fordert: Göbel, Von der Konver-
genzstrategie zur offenen Methode der Koordinierung, 2002, S. 151. 
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Der erste Schritt (Kapitel 1) ist deskriptiv-analytischer Art und dient der 
Begriffsklärung und des Verständnisses der bis zum heutigen Zeitpunkt 
existierenden Koordinierungsverfahren. Die klare Unterscheidung der Ko-
ordinierungsverfahren vom bisherigen Instrumentarium der Gemein-
schaftsmethode und die Erörterung des tatsächlichen Verfahrensablaufs der 
Koordinierung sollen zum einen die Besonderheiten und die Eigenständig-
keit der Koordinierung als Steuerungsinstrument verdeutlichen und zum 
anderen zeigen, dass die Koordinierungsverfahren existierende Formen po-
litischer Koordination in einer Weise und unter Einbindung der europäi-
schen Institutionen systematisieren und fortentwickeln, die über ein bloßes 
politisches Diskutieren hinausgeht und sich als Ausübung europäischer öf-
fentlicher Gewalt darstellt. Zugleich soll der Unterschied zwischen den 
vertraglich verankerten Koordinierungsverfahren der Wirtschafts- und Be-
schäftigungspolitik und den Verfahren der OMK als außervertraglich ent-
wickeltes Instrument verdeutlicht werden. 

Anknüpfend an das erste Kapitel wird in einem zweiten Schritt (Kapi-
tel 2) die Entwicklung der Koordinierungsverfahren nachgezeichnet und 
als Teil der allgemeinen governance-Debatte beschrieben. Die Heranzie-
hung eines Instruments der multilateralen Überwachung, das in ähnlicher 
Form seit geraumer Zeit in der Praxis traditioneller internationaler Organi-
sationen, wie beispielsweise dem Internationalen Währungsfonds (IWF), 
Anwendung findet, erscheint im System des Unionsrechts widersprüchlich 
und als Ausdruck einer politischen Kompromissformel. Die stärkere Her-
anziehung weicher Formen des Regierens ist jedoch mehr als eine politi-
sche Verlegenheitslösung, sondern vielmehr Teil einer Entwicklung, die 
ihren Ausdruck in der allgemeinen governance-Debatte und der Suche 
nach neuen Handlungsformen findet und die auf europäischer Ebene insbe-
sondere durch den fortwährenden Interessenkonflikt zwischen effizientem 
wirtschaftlichen Handeln und der politischen Forderung nach sozialer Ge-
rechtigkeit sowie distributiven europäischen Strukturen gekennzeichnet ist. 
Das zweite Kapitel nutzt daher die governance-Perspektive in einem für 
die Rechtswissenschaft anschlussfähigen und von Schuppert24 und Ma-
yntz25 vorangetriebenen Verständnis als governance in und durch Rege-
lungs- bzw. Koordinationsstrukturen, um die Verfahren der Koordinierung 
als neue Form der Regelung auch für die Rechtswissenschaft sichtbar und 
handhabbar zu machen. 

                                                 
24 Schuppert, Die Verwaltung 40 (2007), 463 ff., der neuerdings den Begriff Koordinati-

onsstrukturen wählt, um im Begriff der Regelungsstruktur die Konnotation von Rechtsregeln 
zu vermeiden. 

25 Mayntz, in: Schuppert (Hrsg.), Governance-Forschung, 2. Aufl., 2006, S. 11 (12 f.); 
grundlegend auch der folgende Aufsatz: Mayntz, in: Beyme/Offe (Hrsg.), PVS-Sonderheft 26 
(1995), 148. 



8 Einleitung 

Das dritte Kapitel (Kapitel 3) widmet sich der Frage nach den Anknüp-
fungspunkten für eine rechtliche Betrachtung und Behandlung der Koordi-
nierungsverfahren. Die Koordinierungsverfahren zielen, mit Ausnahme des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts, nicht auf eine Steuerung durch Recht,26 
sondern auf eine Politikannäherung über einvernehmliche Ziele und ver-
gleichende Berichte. Eine rechtliche Rückanbindung und Heranziehung 
von Maßstäben der rule of law27 wären dann entbehrlich, wenn die Steue-
rung mittels Koordinierung keinerlei öffentlich-rechtliche Relevanz auf-
wiese. Der vorliegenden Untersuchung liegt allerdings die These zugrunde, 
dass es sich bei den Verfahren der Koordinierung um eine Form der Aus-
übung öffentlicher Gewalt handelt. Die Ausübung europäischer öffentli-
cher Gewalt ist Gegenstand des öffentlichen Rechts und keinesfalls auf die 
Generierung rechtsverbindlichen Handelns beschränkt.28 

Der vierte und letzte Schritt (Kapitel 4) führt die im dritten Kapitel vor-
genommene Einordnung der Koordinierung als Ausübung europäischer 
öffentlicher Gewalt fort und nutzt den Kompetenzbegriff als ein auch für 
unverbindliche Instrumente anschlussfähiges Konzept. Der Grundsatz der 
begrenzten Einzelermächtigung i. S. d. Art. 5 Abs. 2 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV)29 (ex Art. 5 UAbs. 1 EGV) ist auch auf recht-
lich unverbindliche Handlungsinstrumente anwendbar30 und kann daher die 
Koordinierungsverfahren erfassen. Im Schlussabschnitt dieses Kapitels 
werden die Einordnung einer Koordinierungskompetenz als eigenständige 
prozedurale Kategorie und die inhaltliche Ausgestaltung erörtert. 

                                                 
26 Für einen Überblick über verschiedene Regelungs- und Steuerungsformen auf den ver-

schiedenen Entscheidungsebenen siehe: Ruffert, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-
Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. I, 2. Aufl., 2012, S. 1163 
(1179 ff.). 

27 Tomuschat, in: Schwarze (Hrsg.), Globalisierung und Entstaatlichung des Rechts, Teil-
band 1, 2008, S. 21 (49 f.); zum Verhältnis der Begrifflichkeiten Rechtsstaat – rule of law 
siehe: Sommermann, in: Magieres/Sommermann (Hrsg.), Freiheit, Rechtsstaat und Sozialstaat 
in Europa 2007, S. 75 ff.; für eine Verwendung des englischen Terminus im Mehrebenensys-
tem EU siehe auch: Knauff, Der Regelungsverbund, 2010, S. 417; für das Europarecht in ähn-
licher Weise: Zuleeg/Tohidipur, in: Fischer-Lescano/Gasser/Marauhn u. a. (Hrsg.), FS für 
Michael Bothe, 2008, S. 1089. 

28 Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2. Aufl., 2004, S. 18 ff.; in die-
sem Sinn für die Verfahren der OECD auch: Goldmann, in: Boysen/Bühringer/Franzius u. a. 
(Hrsg.), Netzwerke – 47. Assistentagung Öffentliches Recht, 2007, S. 225 (228). 

29 Vertrag zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrags über 
die Europäische Gemeinschaft – Teil 2, Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäi-
schen Union (EUV-Liss.), ABlEU v. 30.3.2010, C 83/13. 

30 Zum Kompetenzbegriff siehe: Mayer, ZaöRV 61 (2001), 577 (579). 



   

Kapitel 1 

Die Verfahren der Koordinierung – Abkehr von der 
Gemeinschaftsmethode 

Für die begriffliche Einordnung der Verfahren der Koordinierung bedarf es 
eines geeigneten Vergleichspunkts, von dem aus sich die Besonderheiten der 
Koordinierungsverfahren erläutern lassen. Hierfür eignet sich die Gemein-
schaftsmethode als Umschreibung der traditionellen Form der Verabschie-
dung europäischen Rechts. Ausgehend von den die Koordinierungsverfahren 
kennzeichnenden Merkmalen und ihres Verfahrensablaufs lassen sich Unter-
schiede zur Gemeinschaftsmethode und zu europarechtlichen Handlungsfor-
men verdeutlichen. 

I. Begriffsklärung, Inhalt und Ablauf der 
Koordinierungsverfahren 

Der Koordinierungsbegriff als solcher wird an keiner Stelle im Vertrag von 
Lissabon definiert, bringt in seinem Wortsinn aber das der Mehrebenenstruk-
tur der EU innewohnende Bedürfnis nach einer Abstimmung zwischen der 
europäischen und nationalen Ebene zum Ausdruck. Das europäische 
Mehrebenensystem1 „als ein hochkomplexes, integriertes Verhandlungssys-
tem mit mehreren, unterschiedlich definierten und ineinander verschachtelten 
Politikarenen“2 entsteht gerade durch die unterschiedliche Zuständigkeitsver-

                                                 
1 Zum Konzept des Mehrebenensystems: Scharpf, Journal of European Public Policy 1:2 

(1994), 219 (227); Scharpf, MPlfG Discussion Paper 4 (1994), 1 (10 ff.); zum Multi-Level-
Governance-Konzept in der Politikwissenschaft: Marks/Nielsen/Ray u. a., in: 
ders./Scharpf/Schmitter u. a. (Hrsg.), Governance in the European Union, 1996, S. 40 (41 ff.); 
Hooghe/Marks, Multi-Level Governance and European Integration, 2001, S. 33 ff.; Hooghe, 
in: dies. (Hrsg.), Cohesion Policy and European Integration: Building Multi-Level Govern-
ance, 1996, S. 89 ff.; Benz, PVS 39 (1998), 558; Jachtenfuchs/Kohler-Koch, in: dies. (Hrsg.), 
Europäische Integration, 2. Aufl., 2003, S. 11 (22); zur Rezeption in der Rechtswissenschaft 
siehe: Schmidt-Aßmann, in: ders./Hoffmann-Riem (Hrsg.), Strukturen des Europäischen Ver-
waltungsrechts, 1999, S. 9 (30 ff.); siehe auch: Mayer, Kompetenzüberschreitung und 
Letztentscheidung, 2000, S. 31 ff.; Möllers, Gewaltengliederung, 2005, S. 212 ff.; Wahl, Der 
Staat 40 (2001), 45 (46); kritisch: Badura, AöR 131 (2006), 423 (436). 

2 Grande, in: ders./Jachtenfuchs (Hrsg.), Wie problemlösungsfähig ist die EU?, 2000, 
S. 11 (14). 
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teilung in interdependenten Politikfeldern. So verfügt die EU auf der einen 
Seite über ausschließliche Zuständigkeiten in der Währungspolitik für die an 
der Währungsunion teilnehmenden Mitgliedstaaten, belässt aber andererseits 
eine Reihe von Politikfeldern, wie insbesondere die hier zu untersuchenden 
Bereiche der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik, inhaltlich auf 
der nationalen Ebene.3 Zürn4 spricht in seiner Analyse der Auswirkungen der 
Globalisierung davon, dass Merkmale, die in der rein nationalen Konstellation 
im Staat zusammenfallen, sich in der postnationalen Konstellation voneinan-
der trennen und damit einen Abstimmungsbedarf zwischen der nationalen und 
internationalen bzw. europäischen Ebene auslösen. Die Interdependenz der 
Sachbereiche und Entscheidungsebenen führt dazu, dass weder nationale noch 
europäische Akteure allein ihre angestrebten Ziele verwirklichen können oder 
dass umgekehrt die Handlungen einer Ebene auf die jeweils andere Ebene po-
sitiv oder negativ einwirken.5 Die Mitgliedstaaten haben in den Bereichen der 
Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik zwar nicht ihre rechtlichen 
Kompetenzen, so doch aber ihre tatsächliche, alleinige Handlungsfähigkeit 
eingebüßt, ohne dass dieser faktische Kompetenzverlust auf nationaler Ebene 
durch den Zuwachs an rechtlich verbindlichen Handlungsbefugnissen auf eu-
ropäischer Ebene ausgeglichen wurde.6  

1. Koordinierung als Ausdruck des Abstimmungsbedarfs im 
Mehrebenensystem 

Das systemimmanente Abstimmungsbedürfnis zwischen europäischer und 
nationaler Ebene, das im Koordinierungsbegriff zum Ausdruck kommt, 
lässt sich auch im Lissabon-Vertrag und den Vorgängerverträgen durchaus 
an verschiedenen Stellen außerhalb des hier zu untersuchenden Bereichs 
der Koordinierung der Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik 
nachweisen. So taucht der Begriff der Koordinierung bzw. seine verbale 
Verwendung i. S. v. „etwas zu koordinieren“ in einer Vielzahl von Ver-
                                                 

3 Benz, PVS 39 (1998), 558 (561 ff.); Dyson, in: Jachtenfuchs/Kohler-Koch (Hrsg.), Euro-
päische Integration, 2003, S. 449 (456 f.); Grande, in: ders./Jachtenfuchs (Hrsg.), Wie prob-
lemlösungsfähig ist die EU?, 2000, S. 11 (12, 17). 

4 Zürn, in: Landfried (Hrsg.), Politik in einer entgrenzten Welt, 2001, S. 181 (186 f.); 
Zürn/Leibfried, in: dies. (Hrsg.), Transformations of the State, 2005, S. 1 (3); siehe auch: 
Graser, Blätter für deutsche und internationale Politik 2002, 334; Habermas, Postnationale 
Konstellation, 1998, S. 96 ff.; Rosenau, in: ders./Czempiel (Hrsg.), Governance without 
Government, 1992, S. 1 (3 ff.); Ruffert, Globalisierung als Herausforderung des Öffentlichen 
Rechts, 2004, S. 19 ff. 

5 Schäfer, Die neue Unverbindlichkeit, 2005, S. 28; ausführlicher zum Begriff der wirt-
schaftlichen Interdependenz siehe: Cooper, in: Jones/Kenen (Hrsg.), International Economics 
II, 1985, S. 1195 (1196 ff.); Wegner, Die Entdeckung Europas, 1991, S. 25; Walter, ZaöRV 
59 (1999), 961 (969). 

6 Scharpf, MPlfG Discussion Paper 4 (1994), 1 (5); siehe auch im Bereich des Völker-
rechts bereits frühzeitig: Tomuschat, VVDStRL 36 (1978), 7 (9). 
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